
73 G.

niedri

Nach
Sgr.,
Gerſte

er.
zuüter,

desgl,
G

Bau
desgl.
danck,

andt,

5tein
huter,
en, v.

res
burg.

G.
C.

necke,

nkoh
zuter,

Ro
burg

rtſch/

ſe.

e e

e

e

Halliſch
Der Courier.

e Zeitung

e

Jn der Expedition des Halliſchen Couriers Verlag des Waiſenhauſes Redacteur Dr. H. A. Daniel.
22

Me 94.
Halle, Mittwoch den 25. Februar

Zweite Ausgaßhe. 1852.

Der vierteljährliche Abonnementspreis beträgt für Halle und unſere unmittelbaren Abnehmer 22
überall nur 26* Sgr. Jnſerate werden, die dreiſpaltige Zeile oder deren Raum, mit 1 Sgr. berechnet.

Sgr. Durch die reſp. Poſt Anſtalten

Juhalt: Deutſchland (Berlin). Frankreich (Paris). Großbritannien und Jrland (London). Jtalieniſche Staaten (Turin). Pro-
vinzielles (Privatcorreſpondenz aus Naumburg). Locales. Oeffentliche Sitzung der Stadtverordneten zu Halle. Oeffentliche Sitzung des
Schwurgerichts zu Halle.

Deutſchland.
Erſte Kammer.

27. Sitzung am 23. Februar. (Schluß.)
Stahl adoptirt die Anſicht des Präſidenten, und dieſe ſtehe nicht

im Widerſpruch mit der Anſicht des Redners im Bericht der Kommiſ-
ſion für das Miniſtergeſetz. Wenn Camphauſen ſich auf eine Aeuße-
rung im Jahre 1849 berufe, wo der Redner eine vorherige Berathung
der Verfaſſungsbeſtimmungen für nöthig erachtet, ſo ſei das eine im-
proviſirte Aeußerung geweſen, in der es ſich nur darum handelte,
v. Gerlach gegenüber den Charakter des Staatsgrundgeſetzes zu be
zeichnen. Der Antrag v. Brünneck ſei alſo keine Frage des Rechts,
ſondern der Geſchäftsordnung und erreiche den Gipfel der Unzweck-
mäßigkeit, indem der bedauerliche Umſtand, daß die Verfaſſung nur
allgemeine Sentenzen enthalte, auf die Berathung von Specialgeſetzen
übertragen werde. Der Redner betrachtet die Specialbeſchlüſſe als pro-
viſoriſche, bis über die Verfaſſungsänderungen beſchloſſen worden. Er
erklärt übrigens, er unterwerfe ſich zwar dem beſtehenden Rechtszu-
ſtand derſelbe ſei jedoch ein ungeſunder, die Verfaſſung ſei auch kein
Vertrag, ſondern von einer Autorität gegeben, von der andern be-
ſtätigt.

Matthis gegen die Kommiſſion, die Verfaſſung kann abgeän-
dert aber nicht indirekt aufgehoben werden. Dem Abgeordneten v. Ger
lach müſſe nicht klar geworden ſein, was er beſchworen habe. Er
warnt vor der Eventualität, daß die zweite Kammer ſich für die ent-
gegengeſetzte Anſicht ausſpreche. Der Redner bringt ein eventuelles
Amendement ein, wonach nach Beendigung der Special Berathung
und vor dem Beſchluß in Erwägung zu ziehen, welche Verfaſſungsän-
derungen aus dem Geſetze folgen.

Der Miniſter des Jnnern: Nach der Verfaſſung iſt die gleich
zeitige Berathung von Specialgeſetzen und Verfaſſungsanderungen zu-
läſſig, hiermit fallen die der Regierung gemachten Vorwürfe weg; für
die Kammer iſt es zweckmäßiger, mit der Special Berathung zu be-
ginnen, weil ſonſt die Gemeindeordnung in dieſer Sitzung nicht been-
det werden könnte, vielleicht auch unnütz Zeit und Kraft verwendet
worden wäre. Aus dieſen Zweckmäßigkeitsgründen erklärt ſich der Mi-
niſter auch gegen das Amendement Matthis.

v. Zander: Verfaſſungsänderungen können nicht implicite vorge-
nommen werden, dennoch kann die Diskuſſion erſt ergeben, welche
Verfaſſungsänderungen nöthig ſind, und die beſonderen Anträge dazu
werden gelegentlich zu ſtellen ſein.

Kisker geht auf den Sinn des Art. 107. der Verfaſſung ein,
um den Antrag v. Brünneck zu begründen, es handle ſich alſo nicht

um eine Frage der Zweckmäßigkeit.

Brüggemann iſt mit Stahl einverſtanden, findet aber das
Amendement Matthis doch für zweckmäßig. Er proteſtirt gegen Jn-
ſinnation v. Rönne's in Bezug auf die Motive der Rechten. Grade
dieſe untergraben das Anſehen der Kammer und der Verfaſſung.

v. Vincke (als Antragſteller) widerlegt den Vorwurf der Unzweck-
mäßigkeit des Antrags, da es ſich nicht darum handelte, die Verfaſ
ſungsänderungen erſt durch alle 3 Jnſtanzen der Geſetzgebung gehen zu
laſſen.

Der Miniſter des Jnnern findet ſich durch Brüggemann'“s
Auseinanderſetzung bewogen, ſich für das Amendement Matthis zu
erklären, welches nach Verwerfung des Brünneck'ſchen Antrags mit
104 namentlichen Stimmen gegen 45 mit großer Mehrheit angenom-
men wird.

Man geht nunmehr zur allgemeinen Debatte über die Gemeinde-
ordnung der Kommiſſion und zwar zunächſt die Städte Ordnung über.
Lette vergleicht die weſentlichen Grundzüge der neuen Geſetzvorlagen
mit dem, was bei größerer „Schonung“ der Verfaſſungsbeſtimmungen
hätte geſchehen können. Seine Rede bezieht ſich jedoch vorzugsweiſe
auf die Landgemeinden, deren früheren Verhältniſſe er ſchildert. Er fin-
det als Reſultat den Grund zur Aenderung des Syſtems nicht in mate
riellen Mißſtänden, ſondern in den politiſchen Anſichten. Es kam nur
darauf an, das Wahlrecht der Gemeinden zu beſeitigen und die
Ritterguts Beſitzer zu begünſtigen. Dieſe beiden Punkte beleuchtet er
als Kern des Geſetzes näher. Erx erwähnt gelegentlich, daß der in der
RegierungsVorlage niedergelegte Wiederbelebungs-Verſuch ſich in einem
gedruckten Promemoria finde, welches in den vierziger Jahren aus Pom-
mern verbreitet wurde, geht auf das ganze Syſtem der ritterſchaftlichen
Vorrechte ein, deſſen Spitze die erſte Kammer, und unterſucht, wie ſich
die Monarchie, die Krone dabei befinde. Es handle ſich um Wieder
herſtellung der im Art. 42 der Verfaſſung aufgehobenen Rechte, wäh-
rend die damit verbundenen Laſten den Gemeinden aufgeladen werden.
Bei dieſem Geſetz ſei Preußen wieder zu einem Wendepunkt der innern
Politik angelangt, und Diejenigen, welche ſich zwiſchen den freien König
und die freie Nation drängen wollen werden von der Nochwelt gerich
tet werden.

v. Gerlach ſtimmt dem Vorredner in der Charakteriſtik des Ge
ſetzes bei. Die Ritter haben ihre Rechte geerbt oder erkauft, eben ſo
wie die Könige von Preußen. Es ſei die Abſicht der Rechten über
1848 hinaus zu reagiren und in dieſer Beziehung ſelbſt den Regierungs
Entwurf zu amendiren.

Diergardt erklärt als Gemeinderath, daß man am Rhein mit
der Gemeindeordnung vom Jahre 1850 zufrieden ſei und als Ritter-
gutsbeſitzer, daß das ritterliche Syſtem dort nicht mehr lebensfähig ſei.

Der Reg.-Kommiſſ. Klützow findet, daß die Rheinprovinz günſti-
ger geſtellt ſei, da der zweite und dritte Stand dort das Uebergewicht



hat, und bezeichnet z am Rhein gefühlte Uebelſtände der Gemeinde
Ordnung vom Jahre 1850.

Diergardt bedauert, daß die Regierung über die Stimmung
am Rhein ſo wenig im Klaren ſei.

Ref. v. Medin 8 rügt, daß man ſich nicht an den Gang der De
batte halte, wogegen Lette und Kisker proteſtiren.

Graf Luckner geht auf den Urſprung der Gemeindeordnung zurück,
welche das Gefühl der Zuſammengehörigkeit ſtärken ſollte, und ſpricht
ſich gegen Aenderungen der in der Rheinprovinz geltenden Gemeinde-
ordnung aus.

v. Forſtner wünſcht zwei Dinge, Beſonderheit innerhalb des Ge-
ſetzes und Verminderung der Büreaukratie.

Overbeck: Jn Weſtphalen iſt nur über 2 Dinge geklagt worden,
über die Vorrechte der Rittergutsbeſitzer und den Mangel der Konkur-
renz der Gemeinden bei Wahl der Beamten. Die Landräthe hätten in
Weſtphalen bei Einführung der Gemeindeordnung gar keine Schwierig-
keit gefunden, man möge die Gemeinden ſelbſt fragen. Der Redner,
ebenfalls Rittergutsbeſitzer, bemerkt, daß alle Vertreter der Städte und
des Landes auf dem Provinzial Landtage in Weſtphalen für die Bei-
behaltung der Gemeindeordnung, nur die Rittergutsbeſitzer dagegen ge
ſtimmt hätten.

v. Düesberg widerſpricht dem Vorredner, das Geſetz habe in
Weſtphalen wenig befriedigt, wo man ſpezielle Bedürfniſſe habe.

Die Generaldebatte über das Prinzip der allgemeinen Städte-
ordnung iſt hiermit beendet. Es wird hierauf der Bericht der Kom-
miſſion über die Gemeindeordnung der Linken verleſen, welcher die Ta
gesordnung beantragt.

Der Reg.-Komm. Klützow ſetzt die Unterſchiede zwiſchen der
Regierungsvorlage und dem Gegenentwurf auseinander und erklärt ſich
gegen letztern. Die Regierung habe die Entwicklungsgeſchichte Preu-
ßens berückſichtigt u. ſ. w. (Die Linke unterbricht den Redner.) Hier-
auf wird die Debatte auf Antrag der Linken um 3/, Uhr auf morgen
vertagt. Die Rechte behauptet zwar, für Schluß der Debatte geſtimmt
zu haben, die Linke hat aber bereits den Saal verlaſſen.

Zweite Kammer.
27. Sitzung am 23. Februar 12 Uhr.

Vorſitzender: Graf Schwerin. Am Miniſtertiſche die Herren v.
Manteuffel, v. d. Heydt, v. Raumer.

Der Miniſterpräſident legt die zwiſchen den Regierungen von
Preußen und Belgien am 18. Februar dieſes Jahres abßgeſchloſſene
AdditionalKonvention zu dem Handels und Schifffahrts Vertrage
vom 1. September 1844 in der Erwartung vor, die Kammer werde an
erkennen, daß die Regierung bemüht iſt, mit benachbarten Staaten in
freundlichem Vernehmen zu bleiben, um die Jntereſſen des Landes zu
fördern.

Auf der Tagesordnung ſind verſchiedene Berichte der Central Bud-
getKommiſſion, zuvörderſt der über die Einnahmen und Ausgaben des
Miniſteriums der geiſtlichen, Unterrichts und Medizinal Angelegen-

eiten.s Die ſogenannte ultramontane Fraktion tritt dem Bericht mit einer

Reihe von Amendements entgegen. Es wird zunächſt verlangt und vom
Abg. v. Pokrzywnicki befürwortet, daß die eignen Einnahmen der

Anſtalten und Stiftungen möglichſt vollſtändig im Etat
vor der Linie aufgeführt werden ſollen, um die Unterſcheidung der Stif-
tungs Fonds und der Staats Fonds zu erleichtern. Der Kultus-
miniſter erlangt jedoch durch die Verſicherung, daß die Unterſcheidung
dieſer Fonds ſehr ſchwierig ſein würde, daß die Majorität das Amen-
dement verwirft. Oſterrath bringt in Vorſchlag, daß im nächſten
Budget die Ausgaben des Staats aus ſpezieller rechtlicher Verpflichtung
von denen aus freier Bewilligung getrennt erſichtlich gemacht werden
ſollen. Der Kultusminiſter hält dies für unthunlich, da zur Zeit
über eine Menge dieſer Fonds Verhandlungen geführt werden, die lange
noch nicht beendet ſein werden. Jm übrigen weiſt der Miniſter die An
ſicht zurück, daß der evangeliſchen Kirche die Berechtigung auf Dota-
tion durch den Staat nur nach dem Verhältniß der Bevölkerung zuſtehe.
Der Anſpruch der evangeliſchen Kirche beruhe vielmehr auf Fundamen-
ten des Rechts, auf den ſeit dem Reformationszeitalter vorgenommenen
Säfkulariſationen. Bei der Abſtimmung bleibt auch dieſes Amendement
in der Minorität.

Von den Einnahmen des Kultus Miniſteriums beantragte ferner
Kremers den Betrag abzuſetzen, welcher von den Gemeinden des ehe-
maligen Norddepartements unter dem Titel: zur Beſoldung der Thier-
ärzte, durch die Staatskaſſe eingezogen wird. Der Kultusminiſter
erklärt, daß er über die Sachlage nicht unterrichtet iſt, widerſetzt ſich
aber dem Antrage. Eben ſo Landfermann, da die betreffenden
Gemeinden ſich bis jetzt nicht über die Abgabe beſchwert haben, v.
Vincke führt dagegen an, daß die Stadt Köln von der Abgabe, ſobald
ſie ſich über die Erhebung beſchwert, auch ſofort befreit worden ſei. Es
ſehle der Abgabe an jeder rechtlichen Baſis, da nicht einmal ein kaiſer
liches Dekret, ſondern lediglich eine Anordnung des Präfekten die Ab-
gabe eingeführt habe. Es ſei daher das Gerinugſte, was von der Kam
mer verlangt werden müſſe, daß ſie die Poſition in die Central Kom-
miſſion zurückweiſe. Endlich ſpricht auf Nöldechen's Antrag die
Kammer die Erwartung aus, daß die Regierung im nächſten Budget
Aufklärungen über die rechtliche Natur der Abgabe geben werde. Für
den Oberkirchenrath ſind an Gehältern und Bureaukoſten im Etat 18,100
Thlr. ausgeſetzt. Rohden, Reichenſperger und Genoſſen bean-
tragen die Ausgabe zwar zu genehmigen, zugleich aber die Erwartung

auszuſprechen, daß die Regierung die Einleitung treffe, die Einkünfte
der beſonders in der Provinz Sachſen noch beſtehenden evangeliſchen
Stifter zu dieſer Ausgabe zu verwenden. v. Vincke und Genoſſen
ren dagegen, die Ausgaben für den Oberkirchenrath vom Etat
abzuſetzen.

Die Beſchlußfaſſung hierüber wird jedoch, nach einem ſehr langen
Vortrage des Abg. Rohden, auf morgen 1 Uhr ausgeſetzt.

Der Präſident bemerkt noch zu der Erklärung autoriſirt zu ſein,
daß die Regierung nicht, wie in vielen Zeitungen behauptet worden,
eine Vertagung der Kammern beabſichtige nach ſeiner Anſicht würden
die Sitzungen zu Oſtern auf acht bis zehn Tage auszuſetzen ſein.

Schluß: 3 Uhr.
Berlin, den 24. Februar. Geſtern Vormittag wurde in Gegen-

wart Sr. Maj. des Königs im k. Schloſſe ein Miniſterrath gehalten,
in welchem die Neubildung der erſten Kammer abermals zur Sprache
kam. Dem Vernehmen nach dürfte dieſe Frage nunmehr durch eine k.
Botſchaft erledigt werden.

Frankreich.
Paris, den 21. Februar. Der von engliſchen Blättern zuerſt ver

öffentlichte Brief der Herzogin von Orleans, in welcher dieſelbe dem
Präſidenten der Republik ankündigt, daß ſie auf ihre Dotation (300,000
Franken) Verzicht leiſte, iſt nicht echt. Die Herzogin hat keineswegs
an Louis Bonaparte geſchrieben, und hat auch gar nicht die Abſicht,
eine Penſion aufzugeben, die ſie ihrem Heiraths-Kontrakt gemäß verlan-
gen kann, und die ihr die Regierung Louis Bonaparte's weder gegeben,
noch das Recht hat, zu entziehen.

Hr. de Flahaut iſt von einer vertraulichen Miſſion an die eng
liſche Regierung zurückgekehrt, doch ſoll er von dem Erfolge ſeiner Sen
dung nur halb befriedigt ſein.

Großbritannien und Jrland.
London, Montag den 23. Februar. Der Earl von Derby, welchem

die Bildung des neuen Miniſteriums von der Königin übertragen wor-
den iſt, hat das Kabinet unter anderen aus folgenden Perſonen gebildet:
Lord Malmesbury (Auswärtiges), Walpole, Disraeli, Sugden, Lord
Harwick und dem Herzoge v. Northumberland. (Tel. Dep.)

London den 21. Februar. So unerwartet nach dem vorgeſtrigen
Siege des Kabinets ſeine geſtrige Niederlage kommen mußte, ſind doch
alle heutigen Morgenblätter nur über die unſcheinbare Veranlaſſung des
Ereigniſſes erſtaunt. Jn einem Punkte ſind auch Tory- und Whig-
Organe einig, daß Lord John Ruſſell die Milizbill als Vorwand benutzt
hat, um ohne unangenehmen Eklat abzutreten. Lord Grey könne ſich
bedanken, daß ihm ſein Premierminiſter die peinliche Ehre erſpart habe,
das Kabinet durch ſeinen Fall mit zu Boden zu reißen, denn man ſei
überzeugt, daß Herrn Adderley's Antrag wegen der Mißregierung des
Cap nächſten Dienſtag dem Miniſterium ein herbes Tadelsvotum zuge-
zogen hätte. Allein hätte das Kabinet auch die Frage über den Kaf-
fernkrieg überſtanden, ſo frage es ſich, ob ihm die neue Reformbill nicht
zur tödtlichen Klippe geworden wäre. Selbſt die „Times“, welche An
fangs zur Reformbill leidlich gute Miene machte, begann in den letzten
Tagen eine eben ſo oppoſitionelle Kritik derſelben wie die Peeliten
und ToryOrgane. „Es iſt dieſesmal trockener Ernſt“, ſagt dieſes
Blatt heute, „mit der Reſignation der Whigs, keine bloße Ceremonie.
Wer daran zweifeln könnte, den verſichert Sir Benjamin Hall's Todten
ſchau vom Gegentheil. Sir Benjamin iſt ein Mann, der gern ſicher
geht. Das Miniſterium Lord J. Ruſſell's iſt richtig geſtorben.“ Die
„Morning Poſt“, der „Herald“ und die anderen protektioniſtiſchen Blätter
rufen Lord Derby bereits als Premierminiſter aus. Aber ſelbſt „Times“
und „Chronicle“ prophezeien dem Grafen Derby nur eine Zukunft von
ſechs Wochen oder höchſtens ſo viel Monaten.

London, den 21. Februar. Heut Mittag fand ein Cabinetsrath
Statt, worauf Lord John Ruſſell mit dem Marquis v. Landsdowne
noch beſonders berieth und ſich dann zur Königin begab. Sir C. Wood
und Sir Geo. Grey hatten gleichfalls Audienz bei der Königin. An
den jetzt gerade von hier abweſenden Gr. Derby (Ld. Stanley), welchen
man als Lord John Ruſſells Nachfolger betrachtet, iſt eine beſondere
Botſchaft geſandt worden. Auf die Börſe hat der Rücktritt des
Miniſteriums ungünſtig gewirkt. Wie es heißt, habe ſich das Mi-
niſterium erſt heute noch über ſeinen definitiven Rücktritt berathen, da
einige Mitglieder eine ſolche Abſtimmung nicht für ein MißtrauensVo
tum gelten laſſen wollten. Endlich habe jedoch die Anſicht von dem
Rücktritt des ganzen Cabinets die Oberhand gewonnen.

Jtalieniſche Staaten.
Turin, den 19. Februar. Die neue Parlamentsſeſſion wird am

1. März eröffnet. Laut der Armoniag ſoll Deforeſta definitiv das
Miniſterium verlaſſen. Heute fand in Betreff der St. Paulsgeſell-
ſchaft die erſte Diskuſſion im Senate ſtatt. Caſtagneto will die Sache
vor die Gerichte gebracht wiſſen; er ſagt, das betreffende Miniſterial-
dekret ſei der Geſetzlichkeit und dem Selbſtverwaltungsrechte der Anſtalt
zu nahe getreten. Der Miniſter des Jnnern tritt dagegen in die
Schranken. Die Debatte wird auf morgen vertagt.

Provinzielles.
s Naumburg. Jn der am 21. Februar gehaltenen öffentlichen

Sitzung des Kriminal Senats des hieſigen AppellationsGerichts ward
der frühere Lehrer zu Eisleben und nachmalige altlutheriſche ſchleswig-
holſteiniſche Feldprediger Dr. Traugott Utgenannt wegen öffent- S S c
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licher Beleidigung des OberStaatsanwalts Büchtemaun hierſelbſt zu
ſechsmonatlicher Gefängnißſtrafe verurtheilt. Am Vormittag des 23.
Februar waren drei hieſige Bürger, als Vorſteher der ſeit Auguſt v. J.
vorläufig geſchloſſenen hieſigen freien Gemeinde, vor das Kreisgericht
geladen, aber nicht erſchienen, weshalb in contumacjiam verfahren, und
jeder Vorſteher zu 5 Thlrn. Strafe und Erſtattung der Koſten verur-
theilt, auch die Schließung der freien Gemeinde hierſelbſt ausgeſprochen
ward, weil dieſelbe ein politiſcher Verein geweſen, und als ſolcher
mehrfach gegen die Beſtimmungen des Vereinsgeſetzes verſtoßen habe.

s Naumburg, den 24. Februar. Die hieſige KinderBewahranſtalt
iſt laut veröffentlichten Berichtes im vorigen Jahre funfzig Wochen in
Wirkſamkeit geweſen. Es ſind an den 289 einzelnen Tagen zuſammen
12,941 Kinder, alſo durchſchnittlich täglich 45, darin verpflegt worden.
Die Geſammt- Einnahme von faſt 519 Thlrn. hat die Ausgabe um mehr
als 31 Thlr. überſtiegen, und das Kapital Vermögen der Kaſſe ſtieg
(außer einem Legat von 1000 Thlrn.) auf 2714 Thlr. 13 Sgr.

Locales.
Halle, den 24. Februar. Die Verſammlung, zu welcher das geiſt-

liche Miniſterium der Gemeinde St. Ulrich hier ſeine Gemeindeangehö-
rigen auf heute eingeladen hatte, war von etwa 150 Theilnehmern,
darunter 4 Frauen, beſucht, mithin von ein Zehntel der Geſammt-
ſumme der ſtimmberechtigten Mitglieder, welche die jüngſt aufgeſtellte
Liſte nachweiſt.

Nach einer kurzen Anſprache, mit welcher Herr Paſtor Dr. Eh-
richt einleitete, gelangte der Vorſitz in die Hände des Oberdiaconus
P. Tauer, der nun die einzelnen Paragraphen der Grundzüge
vorlas, und alle Einreden in Bezug auf dieſelben mit großer Umſicht
und Ruhe beantwortete. Namentlich war dies gleich von vornherein
der Fall, als Seitens eines der Anweſenden bei S. 1 entſchieden gegen
eine Verpflichtung auf die ſymboliſchen Schriften proteſtirt wurde. Jm
Uebrigen verlief die Verhandlung durchgängig mit der entſprechenden
Würde und Ordnung nur gegen Ende verließen etwa 30 Perſonen
ſofort den Saal, als ſie von dem Vorſitzenden erfuhren, daß eine
Abſtimmung für oder gegen die Annahme der neuen Gemeinde Ord-
nung heute nicht beabſichtigt wäre.

Von Jntereſſe für unſre Leſer dürfte mit Bezug hierauf die Mit-
theilung ſein, daß die am Tage der Wahl des GemeindeKirchenRathes
in der Kirche Erſcheinenden durch ihr Erſcheinen zunächſt ihr Jntereſſe
an der vorzunehmenden Reform des Gemeindeweſens zu erkennen geben,
demnächſt aber dadurch ſich für die Annahme der dargebotenen neuen
Gemeinde Ordnung entſcheiden, daß ſie ihre Stimme für die einzelnen
vorgeſchlagenen Gemeinde Kirchenräthe abgeben, andernfalls gegen
dieſelbe durch einen zu protokollirenden Proteſt votiren können. Ge-
gen das Ende übernahm Herr Diac. Weicke den Vorſitz.

S

Oeffentliche Sitzung der Stadtverordneten.
Halle, am 23. Februar 1852.

Unter Vorſitz des Herrn Rechtsanwalt Gödecke wurde verhandelt:
1. Der Vorſtand des hieſigen Handwerker-Bildungs- Vereins zeigt an, daß es

ihm bisher nicht möglich geweſen ſei, diejenigen Mittel aus eignen Kräften auf
zubringen durch welche eine Einrichtung wie ſie um nur einigermaßen dem Be
dürfniß zu genugen hergeſtellt werden könne. Er habe ſich deshalb an den Ma-
giſtrat welcher ein früheres desfallſiges Geſuch ablehnend beantwortet hatte, noch-
mals mit der Bitte um eine einmalige Unterſtützung aus der Stadtkaſſe gewendet,
und bittet die Verſammlung dies Geſuch beim Magiſtrate zu unterſtuützen

Die Verſammlung kann nicht umhin bei der anerkannten Nützlichkeit dieſes
Vereins und bei den bis jetzt ſehr beſchränkten Mitteln deſſelben bei dem Magi-
ſtrat eine Unterſtutzung fur den Verein zu befuürworten, und zwar dahin, daß dem
ſelben eine Summe von 50 Thlrn. zur Anſchaffung der nothwendigſten Beduürf-
niſſe aus der Stadtkaſſe gewahrt werden möge deren Verausgabung ſie zugleich
bewilligt.2 Der Amtmann Sander in Beeſen hat in einer Eingabe an den Magi-
ſtrat Klage gefuührt, daß es ihm im Sommer öfter an zuverläſſigen Arbeitern
fehle, daß ſolche auch nicht von anderwärts angenommen werden könnten, weil es
im Dorfe Beeſen an Wohnungen fehle und bei dem Gute ſelbſt auch keine der
gleichen vorhanden ſeien. Er hat deshalb darauf angetragen entweder ein Haus
für 5-6 Familien zu bauen, oder ein altes zum Verkauf ſtehendes anzukaufen und
zu Wohnungen einzurichten.

Der Magiſtrat verkennt zwar nicht daß der Beſitz eines ſolchen Hauſes fur
das Gut von Vortheil ſei, er macht jedoch auch auf die Nachtheile einer
ſolchen Beſitzung namentlich in Bezug auf die Unterhaltung und die Armenpflege
aufmerkſam, und kann ſich, ſo lange nicht feſtſteht, welche Aenderungen die Ge
meindeordnung erleidet, und wie ſich die Verhältniſſe zwiſchen Rittergut und
Dorfgemeinde geſtalten, fur das Geſuch nicht ausſprechen, glaubt vielmehr es dem
Amtmann Sander uberlaſſen zu können für Abſtellung des Beduürfniſſes ſelbſt
die geeigneten Maaßregeln zu treffen.
t d Verſammlung erklärt ſich mit der Anſicht des Magiſtrats überall einver

anden.
8. Der Magiſtrat uberſendet eine Nachweiſung der im Jahre 1851 bei der

Schul-Caſſe ſtattgefundenen Einnahmen und Ausgaben wonach Letztere die Er
ſtern um 311 Thlr. 17 Sgr. 2 Pf. uüberſteigen. Dieſe Mehrausgaben ſind ent-
ſtanden aus der Errichtung zweier neuen Klaſſen und andern im Laufe des Jahres
vorgekommenen Bewilligungen, weshalb der Magiſtrat beautragt, dieſe 311 Thlr.
17 Sgr. 2 Pf. extraordinair zu bewilligen.

Dieſe Bewilligung wird ertheilt.
4. Nach einer Anzeige des Polizei-Commiſſar Georgi ſind von den vor

handenen 14 Spritzenſchläuchen nur 6 Stück dergeſtalt noch brauchbar daß ſie
ein Se beim längern Gebrauch nicht befürchten laſſen, weshalb er darauf
anträgt, 8 neue Schläuche zu beſchaffen. Der Stadtbaumeiſter hat die Nothwen-
digkeit dieſer Anſchaffung beſcheinigt ſchlägt aber vor zunächſt nur 6 neue Schläuche
anzuſchaffen nnd zwar 2 Stück von Taäubner in Chemnitz und 4 Stück von
Tannhäuſer in Berlin um zunächſt prüfen zu können welche davon ſich am
Beſten bewähren. Dieſe 6 Schläuche werden zu 67 Thlr. 15 Sgr. veranſchlagt,
und der Magiſtrat beantragt nun den Ankauf derſelben zu genehmigen und die
Koſten dafür zu verwilligen.

Jn der Verſammlung wurden bei der Diskuſſion über dieſen Antrag Bedenken
gegen die Anſchaffung von auswärtigen Fabrikaten aufgeſtellt, wahrend doch hier

in Halle ebenfalls gute Spritzenſchläuche verfertigt wurden. Es wurde daher zunächſt beſchloſſen, den Magiſtrat zu erſuchen hier beim Seilermeiſter en bei
welchem gute derartige Arbeit zu haben ſein ſoll oder auch bei anderen hieſigen
Fabrikanten durch den Stadtbaumeiſter über die Güte derſelben Ermittelungen
anſtellen zu laſſen, um vent baldigſt daſelbſt Beſtellungen machen zu können.

(Hierauf geſchloſſene Sitzung

Oeffentliche Sitzung des Schwurgerichts.
Halle, am 24. Februar 1852.

e App. r Weſtphal.ichtercollegium Di isgerichtsr. ind r e Kreisgerichtsr. Pergande, Wunderlich, Stecher
Königl. Staatsanwaltſchaft Staatsanwalt Heiſe.
Gerichtsſchreiber: Refer. Muünnich.
Der Namensaufruf ergiebt die Anweſenheit von 38 Geſchworenen
J. Verhandlung wider die beiden Handarbeiter Chriſto Weickert ausBeeſen 39 Jahr alt, nicht mehr Soldat und bereits wen in den Jahren

1340 bis 1848 wegen Diebſtahls beſtraft, und Auguſt Heinemann ebendaher,
40 Jahr alt, nicht mehr Soldat und noch nicht beſtraft.

Jury: Rent. Zumpe, Faſaneriebeſitzer Bradt, Kaufmann Weber, Frei
gutsbeſitzer Krüger, Rechtsanwalt Schuſter, Prof. Dr. Prutz, Ob. Amtm.
Bartels, Oekonom Barth, Amtm. Kettembeil, Kaufmann Finger, Ob.
Bergamts Sekret. Nehmitz, Kohlenfactor Beſchoren.

Du ine frre ritſch.u der vom Amtmann Sander in der Beeſener Flur erpachteten Jagd kamen vielfache Wilddiebereien vor. Um den Dieben auf ge Spur mine ver
fügte ſich der Sohn des Jagdberechtigten Oekonom H. A Sander, zugleich
mit dem Verwalter Blankmeiſter und dem Gärtner Krone in der mondhellen
Nacht vom 10. zum 11. October pr. auf das Revier. Die 8 Männer hörten denn
auch bald einen Schuß fallen, gingen dem Schalle nach und trafen auf einem mit
Kartoffeln beſtellten Feldſtücke des Böttchermeiſters Muller die beiden Angeklag-
ten. Selbige waren beſchäftigt, Kartoffeln auszumachen und hatten bereits in ei
nem Korbe und einem Sacke deren ca. 4 Metzen geſammelt. Die Diebe baten
ſofort ſie nicht unglücklich zu machen und die Sache nicht anzuzeigen und wür-
den vielleicht die Erfüllung dieſer Bitte erlangt haben wenn ſich nicht herausge
ſtellt haätte, daß ſie die muthmaßlichen Wilddiebe ſeien. Der Sander bemerkte
nämlich daß unter dem Sack und neben dem Korbe 2 Gewehre lagen von denen
das eine mit Schrot geladen, das andere, wie der friſche Pulverſchleim am Piſton
verrieth eben erſt abgeſchoſſen war.

Die Angeklagten ſtellten zwar in Abrede, den fraglichen Schuß gethan zu ha
ben am andern Morgen kamen jedoch der Heinemann und deſſen Ehefrau zu
dem Amtmann Sander, legten unter wiederholtem Bitten ein indirektes Ge
ſtändniß ab und bezeichneten den Weickert als den Verführer.

Die Vertheidigung ſucht zu deduciren daß bei dem Weickert ein Diebſtahl
im Rückfalle und bei der Ausführung des Diebſtahls ein Beiſichführeu von Waf-
fen im Sinne des Geſetzes nicht vorliege letzteres mit Erfolg. Ferner erklärt ſie
ſich prinzipiell gegen die Bedrohung des Angeklagten mit einer härteren Strafe
für den Fall des Leugnens und erblickt darin eine moraliſche Tortur.

Die Geſchworenen erachten die Augeklagten fur
ſichuldig in der Nacht vom 10. zum 11. October pr. gemeinſchaftlich auf

dem Jagdrevier zu Beeſen, ohne eine Berechtigung dazu zu haben, die Jagd
ausgeübt und in derſelben Nacht dem Böttchermeiſter Müller zu Beeſen
von deſſen Kartoffelfeld daſelbſt einige Metzen Kartoffeln in der Abſicht, ſich
dieſelben rechtswidrig zuzueignen weggenommen zu haben

Dagegen für nicht ſchuldig, bei Ausführung dieſes Kartoffel Diebſtahls
Waffen bei ſich geführt zu haben.

Erkenntniß:Weickert wegen unbefugter Ausübung der Jagd und einfachen Diebſtahls in
wiederholtem Rückfalle zu 4 Jahren Zuchthaus, Verluſt der Ehrenrechte, 4 Jahren
Polizeiaufſicht, Eonfiscation des gebrauchten Gewehrs und Tragung der Koſten.

Heinemann wegen unbefugter Ausübung der Jagd und einfachen Diebſtahls
zu 4 Monaten Gefängniß, Polizeiaufſicht und Verluſt der Ehrenrechte auf 1 Jahr,
Confiscation des gebrauchten Gewehrs und Tragung der Koſten.

1l. Verhandlung wider die Frauen Johanne Chriſtiane Gaßmann
geb. Walther von hier, 38 Jahr alt und bereits 17mal wegen Diebſtahls be
ſtraft, und Marie Roſine Jlgenſtein geb. Tenner aus Zörbig, 31 Jahr
alt und noch nicht beſtraft.

Jury: Profeſſor Dr. Schwarz, Oberamtmann Bartels, Kaufmann
La Baume, Steuerrath a. D. Goethe, Oberamtmann Wendenburg,
Gutsbeſitzer Fleiſcher, Oekonom Sauer, Gutsbeſitzer Schladebach, Rit
tergutspächter Meyer Kaufmann Finger Premier- Lieutenant a. D. v. Boms-
dorf, Profeſſor Dr. Hinrichs.

Vertheidiger: Referendar Jacobi (fur die Gaßmann); Referendar Acker-
mann (fuür die Jlgenſtein).

Die Angeklagten verübten auf dem vorjährigen Martini-Markt hierſelbſt nach
vorheriger Verabredung einen Diebſtahl in folgender Weiſe. Sie traten an die
Marktbude des Webers Thomas aus Oppach und verlangten ein Stück Stoff.
Die Gaßmann behandelt daſſelbe und breitete es dabei ſo aus, daß dadurch die
uübrigen auf dem Tiſch liegenden Zeuge bedeckt wurden. Gleichzeitig zog die Jl-
genſtein von Letzteren ein Stuck weg und entfernte ſich damit.

Die Gaßmann legt in der heutigen Verhandlung ein reuiges Geſtändniß ab,
die Jlgenſtein leugnet.

Die Geſchworenen erachten
a. Die Jlgenſtein ſchuldig, am 11. November pr. dem Weber Thomas

aus Oppach von dem Tiſche ſeiner Marktbude in Halle ein Stück Gin
ghamzeug in der Abſicht, ſich ſolches ganz oder theilweiſe widerrechtlich
zuzueignen weggenommen zu haben.

b. Die Gaßmann ſchuldig der Jlgenſtein bei der vorſtehend gedachten
Wegnahme des Stückes Ginghamzeug durch Behandeln und Ausbreiten
eines Stückes Zeug über das weggenommene Stuck wiſſentlich und in der
Abſicht, ſich das Letztere widerrrechtlich mit zuzueignen, behilſlich geweſen
u ſein.Erkenntnig: Die Gaßmann wegen einfachen Diebſtahls im widerholten

Rückfalle zu 8 Jahren Zuchthaus Verluſt der Ehrenrechte, 3 Jahren Polizeiauf-
ſicht und Tragung der Koſten die Jlgenſtein wegen einfachen Diebſtahls zu
1 Jahr Gefaängniß, Polizeiaufſicht und Verluſt der Ehrenrechte auf 1 Jahr und
Tragung der Koſten

Meteorologiſche Beobachtungen.

21. Februar. Morgens 6 Uhr. Nachm. 2 Uhr. Abends 10 Uhr. Tagesmittel.

Luftdruck 27P. 3. 10,1 P. L. 27 P. 3.11,0P. L. 27 P. 3. 11,5P. 2.27 P. 3. 10,9P. L.

Luftwärme 3,6 Gr. Rm. 1,6 Gr. Rm. 0,2 Gr. Rm. 0,7 Gr. Rm.

Wetter heiter. ziemlich heiter. trübe. ziemlich heiter.

Wind G. w. NW. NW.
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Bekanntmachungen.
Die zum April d. J. fälligen Wittwen Beiträge

können bis zum 6. März d. J. an mich abge
liefert werden. Dr. Thiele,

Barfuüßerſtraße Nr. 123 in Halle.

Bekanntmachung.
Mit Bezugnahme auf die in Nr. 92 des Cou-

riers abgedruckten Statuten der ObſtbaumVer-
ſicherungs Geſellſchaft im Saalkreiſe fordere ich
die Ortsbehörden auf, die Einrichtung der Ge
ſellſchaft und ihren Zweck zur Kenntniß aller
Bewohner ihres Orts zu bringen, welche Obſt-
baum Pflanzungen beſitzen.

Um denen, welche dem Vereine beitreten wol-
len, dies zu erleichtern, können die gedruckten
Formulare zu den Aufnahme Anträgen (F. 3.)
bis zum 1. März d. J. in meinem Büreau ſowohl
wie bei den Herren Bürgermeiſtern von Wet-
tin, Cönnern und Löbejün in Empfang
genommen, und können eben daſelbſt auch die
ausgefüllten und vollzogenen Anträge der Jn-
tereſſenten wieder abgegeben werden.

Nach dem 1. März d. J. ſind die Formulare
nur noch von den Mitgliedern des Comité zu
erhalten, auch die Anträge demnächſt an Eines
der Comité Mitglieder abzugeben.

Halle, den 20. Februar 1852.
Der Landrath des Saalkreiſes

v. Baſſewitz.

Nothwendiger Verkauf
beim Königl. Preußiſchen Kreis Gerichte zu

Halle a. d. S. I. Abtheilung.
Das hierſelbſt vor dem Leipziger Thore bele-

ene, im Hypothekenbuche von Halle unter Nr.
600a eingetragene, dem Maurer Carl Hein-

rich Gerlach und deſſen Ehefrau Bernhar-
dine Catharine Dorothee geb. Floh

berg gehörige Grundſtück, von Wohnhaus, klei
nem Leitergebäude, Stall, Hof und Keller, nach
der, nebſt HypothekenSchein und Bedingungen,
in der Regiſtratur eine Treppe hoch, Zim
mer Nr. 17 einzuſehenden Taxe abgeſchätzt
auf

1871 Thlr. 29 Sgr., ſoll
am 5. Juni d. J., Vormittags 11 Uhr,

an ordentlicher Gerichtsſtelle hierſelbſt, eine Treppe
hoch, Zimmer Nr. 5, vor dem Deputirten Herrn
Kreisrichter Rudloff meiſtbietend verkauft wer
den. Der Stellmacher Johann Gottfried
Ferdinand Knauth hier, jetzt deſſen Erben,
werden zu dem Termine hiermit vorgeladen.

Einen Expedienten und einen geübten Schrei-
ber ſucht der Rechtsanwalt Seeligmüller in
Cönnern. Das Nähere bei Herrn G. Nietzſche
am Hoſpitalplatz.

Ein Penſionär
findet noch zu Oſtern unter billigen Bedingungen
eine freundliche Aufnahme. Wo? ſagt die Expe-
dition dieſes Blattes.

Gärtner-Geſuch.
Ein unverheiratheter Gärtner findet Dienſt

auf dem Rittergute Gutenberg bei Halle.

Eine freundliche Wohnung, beſtehend aus 4
Stuben, Kammern nebſt Zubehör, in einem ſehr
ruhigen Theile der Stadt belegen, iſt zu ver
miethen und nach Wunſch Oſtern oder Michaelis
a. c. zu beziehen. Näheres Langegaſſe Nr. 1960.

Franzöſiſche und türkiſche Pflaumen,
ſchön fleiſchig und ſüß, empfiehlt

Moritz Förſter.

W Engliſche Patent- Leinwand
gegen jede Art

Gicht, Rheumatismus, Gliederreißen, Kopfweh, Zahn- und Ge-
ſichts-Schmerzen, Seitenſtechen, Ohrenbrauſen, Augenfluß, Bruſt-,
Rücken und Kreuzſchmerzen (Hexenſchuß), Fußgicht, Nothlauf,

Krampf, geſchwollene lieder u. ſ. w.
Jn Paketen mit Gebrauchs- Anweiſung à 1 Thlr. Pr. Cour.

Von obiger Patentleinwand hält fortwährend Commiſſionslager

Friedr. Arnold am Markt.
Leipzig, den 23. Februar.

c
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7 5Mittwoch, den 25. Februar.

Zum erſten Male:

Eigenthum iſt Diebſtahl,
oder

Der Craum eines rothen Kepublikaners.
Zeitgemäße Poſſe in 3 Abtheilungen, nebſt einem

Vorſpiel:

Meine Jdee,
und einem Nachſpiel:

Das Erwachen,
von Rudolph Hahn.

Muſik arrangirt und komponirt von Th. Hauptner.

Freitag, den 27. Februar.
Zum Benefiz für Herrn Wilhelm Keller,

Zum erſten Male

Adrienne Lecouvreur,
Drama in 5 Akten, aus dem Franzöſiſchen, von

Grans.
A. Döbbelin.

T r üäüü—ZS ]dccllzo
Getreidepreiſe.

Magdeburg, den 23. Februar. (Nach Wiſpeln.)
Weizen 50 58 Thlr. Gerſte 36 40 Thlr.
Roggen 57 59 Hafer 25Kartoffel-Spiritus, die 14,400 Tralles 37 Thlr.

Nordhauſen, den 19. Februar.
Weizen 2 Thlr. Sgr. bis 2 Thlr. 20 Sgr
Roggen 2 bie 2 20Gerſte 1 8 bis 1 26Hafer 22 bie 1 1Sommerſ. a bisLeinſamen bisLinſen e 25 bvis 2Erbſen 1 20 bis 2Bohnen 1 8280 bis 2 woWicken bis eRüböl pr. Etr. 10 Thlr. 224 Sgr.
Leinöl 2Rübekuchen pr. Schock 1 Thlr. 15 Sgr.

Leinkuchen 20Reiner Frucht Branntwein pr. Oxhoft (180 Quart)
31 Thlr. bis 32 Thlr.

Roggen 2

Weißenfels, den 19. Februar.
Weizen 2 thlr. 17 ſgr. 6 pf. bis thlr. ſgr. pf.

17 6G bis 2 162 2
Gerſte 1 17 6 bisHafer 24 bis 25Bitterfeld den 14. Februar.

Weizen 2 thlr. 15 ſgr. pf. bis 2 thlr. 18 ſgr. 9 pf.
Roggen 2 15 bis 2 17 6Gerſte 1 18 9 bis 1 20Hafer 2 6 e bis 1 5Eisleben, den 14. Februar.
Weizen 2 thlr. 12 ſgr. 6 pf. bis thlr. ſgr. pf-

I

be wen aT T Staatspapiere Gerſte 1 12 bis 1 15im r be Geſucht Actien 87 Geſuch Hafer 27 6 bis 5
exel. Zinſen. t Wittenberg, den 18. Februar.

Preuß. Frdsd'or à 5 Thlr. auf 100 kELeipz. Stadt Obligationen à 3 im 14 Weizen 2 Thlr. 23 Sgr. 9 Pf.
Andere ausländiſche Louisd'or à 5 Thlr. Thlr. Fuße v. 1000 u. 500 Thlr. 954 Roggen 2 18 2nach gering. Ausmünzfuße auf 100 2 kleinere S S Gerſte (große)33 Ducaten à 3 Thir. auf 100 64 do. do. 40, 101 Gerſte (kleine)aiſerl. do, do. Auf 100 64 do. do. Hafer 3 9Bresl. do. à 654 As. auf 100 64 Sächſ. erbl. Pfandbriefe à 34 v. 500 913 Hettſtädt, den 14. Februar.
Paſſir do. à 65 As. auf 100 6 von 100 u. 25 Weizen 38 56 Thlr. Gerſte 30 35 Thlr.Conv.Spec. u. Gld. auf 100 ne à 4 von 500 1014 Roggen 56 58 Hafer 24 25idem. 10 u. 20 Kr. auf 100 2 von 100 u. 25 S b n. NSächſ. lauſitzer Pfandbriefe à 3 873 Stettin, den 23. Februar, 1 Uhr 56 Min. Nachm

do. do. à 34 95 Weizen Frühjahr 64 bz. Roggen Frühjahr 59 bz.
Staatspapiere. do. do. à 4 1014 Mai Juni 60 bz. Rüböl 94 da, Mai Juni 9 bz.Actien excl. Zinſen. Lpz. Dresd. Eiſenb. Prior. Obl, à 34 1091 an 3'6 10 bz. Spiritus 124 bz., Frühjahr

Thüring. Prior.-Obl. 4407 S 4 Br.Kgl. ſächſiſche Staats Papiere à 30/ im Königl. Pr. Steuer Eredit Kaſſenſch. à Hamburg, den 23. Februar, 2 Uhr 55 Min. Nach
14 Thlr. Fuße von 1000 u. 500 Thir.. 884 37, im 14 Thlr. F. v. 1000 u. 500 Thlr. 89 mittags Getreidebörſe. Roggen Konigsberg 100 zu

kleinere e kleinere h aben, 98 vergebens geboten, Danzig etliches zu 957 do. do 1002 K. Pr. St. Schuldſcheine à 34 pr. 1000 jzu haben, 94 vergebens geboten. Weizen feſt, zu geſtri
5* o d J 259 4 26 4 t K. k. öſterreich. Met. pr. 150 fl. à jüen Preiſen zu laſſen. Oel und Kaffee unverändert.

do. do. kleinere 4 m SKönigl. ſächſ. Landrentenbriefe à 34 Actien d. W. B. pr. St. s Waſſerſtand der Saale bei Halle:im 14 Thlr. Fuße v. 1000 u. 500 Thlr. 923 Leipzg. BankActien à 250 Thlr. pr. 1000 180 am 23. Febr. Abds. 6 Uhr am Unterpegel 10 F. 3.
r e bohe e C v ch 655 S Lkeipz. Dresd. Eiſenb. Act. à 100 1553 am 24. Febr. Morg. 6 Uhr am Unterpegel 9 F. 10 3.

Act. eh. ſfa 27 ayr. e is i .1 pr. 4à 4 ſpäter à 32/, v. 100 Thlr. 3893 LöbauZitt. do. pr. 1000 244 Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg:
do. Sächſ. Schleſ. 4 pr. 100 101 Berlin Anhalt à 200 pr. 100 114 am 23. Februar,Prior. Obl. d. ehem. Chmn.-Rieſ. Eiſ.-Anl. Magd. Leipz. à 100 pr. 100 239 am alten Pegel Nr. 13 und 4 Zoll, am neuen Pege
à 10 Thlr. 4 1004 Thüringiſche do. pr. 1001 13 Fuß 5 Zoll.

Druck der Waiſenhaus Buchdruckerei.
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